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Besuchen Sie uns im Internet:  
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Hier erhalten Sie aktuelle Infos zum Kommunalrecht, nützliche Tipps und Tools für die  
praktische Arbeit sowie Zugriff auf "KISS", einen Newsletter mit Artikeln zu neuen  

Entwicklungen, Gesetzesänderungen und Rechtsprechung rund um das Kommunalrecht. 
 
 
 
 
Soweit in diesem Werk personenbezogene Bezeichnungen, vorwiegend in der männlichen 
Form verwendet werden, werden diese lediglich aus Gründen der besseren Lesbarkeit verall-
gemeinernd genutzt und beziehen sich gleichermaßen und gleichberechtigt auf alle Ge-
schlechter. Trotz der zum 01.01.2024 erfolgten Gesetzesänderungen mit dem Einfügen von 
Paarformen und geschlechtsneutralen Bezeichnungen in die Kommunalgesetze behalten wir 
bei unserem Skriptum � insbesondere nach deutlichen Hinweisen und auf Wunsch vieler Stu-
dierender � wegen der leichteren Verständlichkeit und Lesbarkeit der Inhalte die bisherige 
Darstellung bei.   
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Vorwort 

der Autoren 

 

Dieses Skriptum ist in erster Linie eine Begleitung zu den kommunalrechtlichen Lehrveranstal-

tungen und befasst sich mit den Themen, die für die Bearbeitung von Leistungsnachweisen 

und Prüfungsaufgaben von zentraler Bedeutung sind. Bei den ausgewählten Themen handelt 

es sich um wesentliche Kernbereiche des Kommunalrechts. Der für die Lösung von Klausuren 

notwendigen systematischen Einordnung der einzelnen Themen dient das Kapitel �Prüfungs-

schemata� am Ende des Skriptums. 

 

Das Skriptum verzichtet bewusst auf die vertiefte Auseinandersetzung mit der Fachliteratur 

und der Rechtsprechung, um die ohnehin von vielen Detailfragen gekennzeichnete Materie 

nicht noch unübersichtlicher zu gestalten. Es versucht, bei strittigen Fragen die herrschende 

Meinung (soweit vorhanden) wiederzugeben, ohne auf oft vielfältige Gegenmeinungen einzu-

gehen. Das Skriptum soll somit der Erweiterung der in den Lehrveranstaltungen gewonnenen 

Erkenntnisse und vor allem der gezielten Vorbereitung auf Aufsichtsarbeiten und Prüfungsauf-

gaben dienen und damit kein umfassendes Lehrbuch oder Kommentar darstellen. 

Mitunter sind Ausführungen vorhanden, die über die Lehrinhalte des aktuellen Studienplans 

hinausgehen, sie haben aber entsprechende Bedeutung für die Verwaltungspraxis und dienen 

auch der Vorbereitung darauf. 

 

Das Skriptum Kommunalrecht ist gegenüber der vorherigen Auflage insbesondere hinsichtlich 

der nicht wenigen Rechtsänderungen zum 01.01.2024 sowie hinsichtlich aktueller Rechtspre-

chung überarbeitet worden. Eine zusammenfassende Betrachtung der Änderungen der Ge-

meindeordnung zum Jahresbeginn 2024 finden Sie auch auf unserer Internetseite www.kom-

munalrecht-bayern.de im �KISS�-Newsletter. Das Skriptum enthält zudem Hinweise auf das 

aktuelle Geschäftsordnungsmuster für Gemeinderäte (GOM) des Bayerischen Gemeindetags 

und das Muster einer Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungs-

rechts (Hauptsatzungsmuster � HauptS).  

 

Für das Zitieren dieses Werkes unterbreiten wir folgenden Vorschlag: 
 
Quellenverzeichnis  
Böhmer, Thomas; Büchner, Hermann; Neubauer, Rüdiger; u. a., Skriptum Kommunalrecht, 
Schriftenreihe an der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern, 19. Auflage, Hof, 2024 
(zitiert: <Autor/-in> in: Böhmer/Büchner/Neubauer/u. a., Skriptum Kommunalrecht) 
Fußnote 
1 Schäfer, Martin in: Böhmer/Büchner/Neubauer/u. a., Skriptum Kommunalrecht, S. 12 
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Autoren 

des Skriptums Kommunalrecht 
 
 
Alle Autoren sind hauptamtliche oder ehemalige Lehrende an der Hochschule für den öffent-

lichen Dienst in Bayern, Fachbereich Allgemeine Innere Verwaltung in Hof. 

 

Thomas Böhmer lehrt die Studienfächer �Kommunalrecht�, �Arbeits- und Tarifrecht�, �Behörd-

licher Schriftverkehr�, �Erlass von Bescheiden�, �Empfehlungen zum Studium� und �Verwal-

tungsorganisation�. Er ist zusammen mit Rüdiger Neubauer aktueller Sprecher der Studien-

fachgruppe �Kommunalverwaltung�. 

 

Dr. Hermann Büchner lehrte während seiner aktiven Dienstzeit insbesondere die Studienfä-

cher �Privatrecht� und �Kommunalrecht� und ist weiterhin Mitherausgeber eines Kommentars 

zum Kommunalrecht. Seit seiner Pensionierung im Dezember 2015 lehrt er nebenamtlich. 

 

Rüdiger Neubauer lehrt die Studienfächer �Kommunalrecht�, �Haushaltswesen in der Kom-

munalverwaltung; öffentliche Betriebswirtschaftslehre�, �Beteiligungsmanagement� und �Be-

hördlicher Schriftverkehr�. Er ist zusammen mit Thomas Böhmer aktueller Sprecher der Stu-

dienfachgruppe �Kommunalverwaltung�. 

 

Christine Ott lehrt die Studienfächer �Kommunalrecht� und �Sozialrecht�. 

 

Martin Schäfer lehrt die Studienfächer �Kommunalrecht�, �Beamtenrecht�, �Behördlicher 

Schriftverkehr�, �Erlass von Bescheiden�. Er war zudem lange Jahre Sprecher der Studien-

fachgruppe �Kommunalverwaltung�. 

 

Tobias Schön lehrt die Studienfächer �Kommunalrecht�, �Arbeits- und Tarifrecht�, �Empfeh-

lungen zum Studium� und �Beamtenrecht�. Im letztgenannten Bereich ist er zudem Studien-

fachgruppensprecher. 

 

Armin Thoma M. A. lehrt die Studienfächer �Informations- und Kommunikationstechnik�, �Bü-

roautomation�, �Haushaltswesen in der Kommunalverwaltung; öffentliche Betriebswirtschafts-

lehre�. Zudem lehrt er an der Hochschule im Rahmen des Masterstudienganges �Public Ma-

nagement�. 
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Die öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde 

von Thomas Böhmer 
 

1 Begriff der öffentlichen Einrichtung 
 
Das gemeindliche Schwimmbad, die Stadtbücherei oder eine öffentliche Toilette: Wohl jeder 
von uns hat schon einmal eine öffentliche Einrichtung besucht oder genutzt ohne sich über die 
rechtlichen Voraussetzungen Gedanken zu machen. Die Gemeindeordnung benennt die öf-
fentliche Einrichtung in Art. 21 Abs. 1 GO ohne jedoch den Begriff genau zu erläutern. Die 
Rechtsprechung hat daher die Merkmale einer öffentlichen Einrichtung definiert: Eine öffentli-
che Einrichtung ist jede Einrichtung, die von der Gemeinde durch Widmung der allgemeinen 
Benutzung zugänglich gemacht und von ihr im öffentlichen Interesse unterhalten wird.  

1.1 Beispiele für öffentliche Einrichtungen der Gemeinden 
 
So vage die öffentliche Einrichtung in der GO definiert ist, so groß und verschiedenartig ist ihre 
Verbreitung. Bevor die einzelnen Merkmale genau beleuchtet werden, bietet sich daher zu-
nächst an, einige Beispiele (nicht abschließend) für mögliche öffentliche Einrichtungen ken-
nenzulernen:  
 

 Abfallbeseitigung   Frauenhaus   Schlachthof  
 Abwasserbeseitigung   Spielplatz   Schule  
 Seniorenheim  Jugendheim   Schutzraum  
 Anschlagtafel   Kindergarten  Sparkasse  
 Archiv   Kommunbrauhaus   Sportplatz  
 Schwimmbad   Krankenhaus   Straße 
 öffentliche Toilette   Kühlanlage   Theater  
 Bestattungseinrichtung   Luftverkehrslandeplatz   Turnhalle  
 Bücherei   Markt, Markthalle   Verkehrsbetrieb  
 Campingplatz   Mehrzweckhalle   Grillplatz  
 Elektrizitätswerk  Museum   Wärmestube  
 Erwachsenenbildung   Obdachlosenunterkunft   Wasserversorgung  
 Festplatz   Parkanlage  Wertstoffhof  
 Feuerwehr   Parkplatz   Wickelstube 

 

1.2 Merkmale einer öffentlichen Einrichtung 
 
Aus der eingangs benannten Definition lassen sich vier Voraussetzungen herausarbeiten: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

öffentliches 
Interesse Widmung

öffentlicher Zugang, 
Nutzung durch 
Allgemeinheit

Verfügungsgewalt 
über die Einrichtung

öffentliche 
Einrichtung
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1.2.1 Öffentliches Interesse 
 
Ein öffentliches Interesse liegt immer dann vor, wenn es um die Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
der Gemeinde geht. Häufig sind dies Aufgaben des eigenen Wirkungskreises (Art. 83 Abs. 1 
BV, Art. 7, 57 GO) - z. B. Abwasserbeseitigung, Wasserversorgung, Stadttheater - aber auch 
Einrichtungen zur Erfüllung übertragener Aufgaben (Art. 8, 58 GO) sind möglich. Meist möchte 
die Gemeinde mit der Schaffung der öffentlichen Einrichtung das Zusammenleben vor Ort da-
mit verbessern (�Daseinsvorsorge�), was auch aus vielen der unter 1.1 genannten Beispiele 
ersichtlich wird.  
Zu diesem Merkmal können somit alle Einrichtungen abgegrenzt werden, die kein öffentliches 
Interesse verfolgen (mit der Folge, dass es sich nicht um öffentliche Einrichtungen handelt). 
Dazu zählen Institutionen, die die Gemeinde privat betreibt oder betreiben will. Beispiele hier-
für sind Mietwohnungen, Gaststätten (�Ratskeller�) oder landwirtschaftliche Nutzungen (Wein-
güter, Wälder, Seen, Teiche). Diese Einrichtungen unterliegen voll und ganz ausschließlich 
den Regeln des Privatrechts, da es hierbei eben nicht um die Erfüllung einer öffentlichen Auf-
gabe geht.  
 
1.2.2 Widmung 
 
Mit der Widmung verdeutlicht die Gemeinde, dass sie die Einrichtung, die sie zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben errichtet hat, tatsächlich der Öffentlichkeit (oder zumindest einem Teil davon) 
zur Verfügung stellen will (s. auch 1.2.3). Der Widmungsakt selbst kann auf verschiedene Ar-
ten bewirkt werden, da er an keine bestimmte Form gebunden ist. Er kann daher durch den 
Erlass einer Satzung, durch eine Allgemeinverfügung (Art. 35 Satz 2 BayVwVfG), durch einen 
einfachen Gemeinderatsbeschluss oder auch durch konkludentes Handeln erfolgen (entspre-
chende Überlassungs- und Nutzungspraxis, tatsächliche Freigabe zur Nutzung, Durchschnei-
den eines Bandes, etc.). 
 
1.2.3 Öffentlicher Zugang und Nutzung durch die Allgemeinheit 
 
Der Allgemeinheit muss die öffentliche Einrichtung nach dem erklärten Willen der Gemeinde 
tatsächlich zugänglich sein. Die �Allgemeinheit� kann durch die Widmung der Einrichtung für 
einen bestimmten Nutzerkreis oder Zweck eingeschränkt werden (z. B. Nutzung eines Kinder-
spielplatzes nur für Kinder bis 12 Jahren oder Nutzung einer Turnhalle nur für sportliche Ver-
anstaltungen). 
 
In Abgrenzung zu diesem Merkmal handelt es sich bei Verwaltungseinrichtungen der Ge-
meinde nicht um öffentliche Einrichtungen, weil diese regelmäßig nicht durch Widmung der 
Allgemeinheit zur Verfügung gestellt werden. Hierzu zählt z. B. das Rathaus der Gemeinde 
einschließlich des Sitzungssaals und der Bücherei für die Verwaltung, der Bauhof der Ge-
meinde, das Betriebsgelände der Kläranlage (nicht die Abwasserbeseitigungs- und -reini-
gungsanlage als solche), etc. Diese Einrichtungen dienen vorwiegend dem Geschäftsgang der 
Gemeinde (Art. 56 Abs. 2 GO) und sind auf eine interne Nutzung durch die Verwaltung aus-
gelegt. Das Gebäude des Rathauses etwa ist zwar für jedermann zugänglich, aber nicht zur 
�Nutzung durch die Allgemeinheit�, sondern lediglich zur Erledigung von Verwaltungsangele-
genheiten der Gemeinde. 
 
Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass Teile der Verwaltungseinrichtungen durch einen 
entsprechenden Widmungsakt zu einer öffentlichen Einrichtung im Sinne von Art. 21 Abs. 1 
GO werden können. So ist es etwa möglich, den Sitzungssaal des Rathauses für bestimmte 
Zwecke (z. B. Ausstellungen, Konzerte) der Allgemeinheit zur Verfügung zu stellen. Ebenso 
können die Rathausbibliothek für wissenschaftliche Arbeiten bereitgestellt werden oder Teil-
flächen des Bauhofs oder des Betriebsgeländes der Kläranlage der Allgemeinheit zugänglich 
gemacht werden (etwa zum Abliefern bestimmter Abfälle wie Sondermüll, Gartenabfälle, Che-
mikalien, etc.). Maßgeblich ist hier also der konkrete Wille der Gemeinde (ausgedrückt durch 
einen Widmungsakt), ob und in welchem Umfang eine Verwaltungseinrichtung, die für sich 


